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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.05.1962 

Geschäftszahl 

1940/59 

Rechtssatz 

Die zur Anwendung des stmk. GrundsteuerbefreiungsG 1954 berufenen Behörden haben selbständig das 
Vorliegen der Voraussetzungen für eine Befreiung nach diesem Gesetze zu prüfen. Erachten sie diese 
Voraussetzungen als nicht gegeben, dann können sie die Befreiung ohne Rücksicht darauf verweigern, 
dass anläßlich der Errichtung oder einer Erweiterung des Gebäudes Förderungsmaßnahmen nach dem 
Wohnbauförderungsgesetze bewilligt wurden. Bei der Berechnung der Nutzfläche von Wohnungen, für 
die eine Grundsteuerbefreiung nach dem stmk GrundsteuerbefreiungsG 1954 angestrebt wird, sind bei 
Eigenheimen Windfänge, die nicht eine besondere Ausgestaltung als Halle oder Empfangsraum 
aufweisen, nicht mit einzubeziehen. 
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